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Schreiben des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Senioren vom 11. Juni 2014, Az.: 54 5491.11-3:

Die Landesregierung beabsichtigt, mit den Ländern Hessen, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen und Thüringen einen Staatsvertrag über die gemeinsame Er-
richtung einer Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik bei der Landes -
ärztekammer Baden-Württemberg abzuschließen. Im Hinblick auf den Beschluss
der Landesregierung vom 11. Juni 1979 und die zwischen Landtag und Landesre-
gierung getroffenen Absprachen darf ich Ihnen hiervon Kenntnis geben.

Nach § 3 a des Embryonenschutzgesetzes darf die Präimplantationsdiagnostik (PID)
nur in strengen Ausnahmefällen durchgeführt werden, wenn die Gefahr einer
schwerwiegenden Erbkrankheit des Kindes oder einer Tot- oder Fehlgeburt auf
Grund dieser Erkrankung besteht. Nach der am 1. Februar 2014 in Kraft getretenen
Verordnung zur Regelung der Präimplantationsdiagnostik (Präimplanta tions diag -
nostikverordnung – PIDV) ist die Durchführung der PID nur in zugelas    senen PID-
Zentren und nur zulässig, nachdem eine Ethikkommission auf Antrag der Frau, die
die Untersuchung wünscht, zugestimmt hat. Die PIDV sieht vor, dass die Länder
sich bei der Bildung von Ethikkommissionen zusammenschließen können. 

Mit dem anliegenden Staatsvertrag werden die Vorgaben der PIDV umgesetzt.
Der Staatsvertrag regelt insbesondere die Zuständigkeit der gemeinsamen Ethik-
kommission für die Durchführung der PID in einem PID-Zentrum, das seinen Sitz
in einem der am Staatsvertrag beteiligten Länder hat. Er regelt ferner die Zusam-
mensetzung der Ethikkommission, die Benennung und Berufung der Mitglieder
sowie die Berichtspflicht der Kommission gegenüber den beteiligten Ländern.
Außerdem wird gemäß der PIDV bestimmt, dass die Tätigkeit der Ethikkommis-
sion über die von den Antragstellerinnen zu erhebenden Gebühren finanziert wird
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und die Landesärztekammer Baden-Württemberg durch Satzung die notwendigen
gebührenrechtlichen Bestimmungen hierfür erlässt. Die Landesärztekammer Ba-
den-Württemberg hat weitere Satzungsbestimmungen u. a. zur Einrichtung einer
Geschäftsstelle und einer Verfahrensordnung sowie zur Entschädigung der Mit-
glieder der Ethikkommission zu treffen. Weiter wird geregelt, dass die Landes ärz-
tekammer Baden-Württemberg eine Haftpflichtversicherung zur Vorsorge gegen -
über Schadensersatzverpflichtungen für Personen- und Vermögensschäden wegen
Amtspflichtverletzung durch die Tätigkeit der Ethikkommission über mindestens
3 Millionen Euro abschließt. Für die die Versicherungssumme überschreitenden
Schadensersatzforderungen haften die am Staatsvertrag beteiligten Länder ent-
sprechend den Länderanteilen des Königsteiner Schlüssels. Schließlich werden 
eine Öffnungsklausel für den Beitritt weiterer Länder vorgesehen sowie Geltungs-
dauer, Kündigung und Inkrafttreten geregelt.

Kosten für den Landeshaushalt oder die Landesärztekammer Baden-Württemberg
entstehen nicht, da die Ethikkommission durch kostendeckende Gebühren refi-
nanziert wird.

Nach Unterzeichnung des Vertrags wird die Landesregierung dem Landtag den
Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zur Beratung und Beschlussfassung zuleiten.

Altpeter

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren
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– Entwurf –

Staatsvertrag über die gemeinsame Errichtung 

einer Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik 

bei der Landesärztekammer Baden-Württemberg

(Stand: 2. Juni 2014)

Das Land Baden-Württemberg,

vertreten durch den Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren

das Land Hessen,

vertreten durch den Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch den Minister für Soziales und Integration,

das Land Rheinland-Pfalz,

vertreten durch die Ministerpräsidentin,

diese vertreten durch den Minister für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Demografie,

das Saarland,

vertreten durch die Ministerpräsidentin,

diese vertreten durch den Minister für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie,

der Freistaat Sachsen,

vertreten durch den Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch die Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz

und

der Freistaat Thüringen,

vertreten durch die Ministerpräsidentin,

diese vertreten durch die Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit

schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Organe
nachstehenden Staatsvertrag:

§ 1

Grundlage und Zweck des Staatsvertrags

Die Durchführung der Präimplantationsdiagnostik ist gemäß § 3 a des Embry onen-
schutzgesetzes (ESchG) vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2746), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. November 2011 (BGBl. I S. 2228), an
konkrete Voraussetzungen geknüpft. Hierzu gehört die Beteiligung einer Ethik-
kommission, die vor Durchführung der Maßnahme eine zustimmende Bewertung
abgegeben haben muss. Die an diesem Staatsvertrag beteiligten Länder errichten
auf der Grundlage des § 4 Absatz 1 der Präimplantationsdiagnos tikverordnung
(PIDV) vom 21. Februar 2013 (BGBl. I S. 323) gemeinsam eine Ethikkommis sion

Anlage
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für Präimplantationsdiagnostik als unselbständige Einrichtung bei der Landesärz-
tekammer Baden-Württemberg.

§ 2

Zuständigkeit der Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik

Die Ethikkommission ist zuständig für die Prüfung von Anträgen auf Durch-
führung einer Präimplantationsdiagnostik nach § 5 Absatz 1 PIDV, soweit die An-
tragsberechtigte beabsichtigt, diese Maßnahme in einem Zentrum durchführen zu
lassen, das seinen Sitz in einem der am Staatsvertrag beteiligten Länder hat und
das von diesem nach § 3 Absatz 1 PIDV zugelassen worden ist.

§ 3

Zusammensetzung der Ethikkommission

Der Ethikkommission gehören gemäß § 4 Absatz 1 Satz 3 PIDV acht Mitglieder
an: 

1. eine Humangenetikerin oder ein Humangenetiker, 

2. eine Fachärztin oder ein Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe, 

3. eine Pädiaterin oder ein Pädiater, 

4. eine ärztliche Psychotherapeutin oder ein ärztlicher Psychotherapeut, 

5. eine Sachverständige oder ein Sachverständiger der Fachrichtung Ethik,

6. eine Sachverständige oder ein Sachverständiger der Fachrichtung Recht,

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter einer Organisation, die sich in einem der am
Staatsvertrag beteiligten Länder maßgeblich für die Wahrnehmung der Interes-
sen der Patientinnen und Patienten engagiert und

8. eine Vertreterin oder ein Vertreter einer Organisation, die sich in einem der am
Staatsvertrag beteiligten Länder maßgeblich für die Wahrnehmung der Interes-
sen der Selbsthilfe der Menschen mit Behinderungen engagiert.

§ 4

Benennung und Berufung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder und deren Vertreterinnen oder Vertreter werden von den am
Staatsvertrag beteiligten Ländern – nach Beteiligung der jeweils zuständigen Lan-
desärztekammern – im Einvernehmen benannt und von der Landesärztekammer
Baden-Württemberg berufen.

(2) Für jedes Mitglied der Ethikkommission sind zwei Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter zu berufen.

(3) Die Mitglieder der Ethikkommission werden für die Dauer von fünf Jahren
berufen. Eine einmalige Wiederberufung ist möglich. 

(4) Die in die Ethikkommission berufenen Mitglieder sowie ihre Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter sind namentlich in den jeweiligen amtlichen Verkündungs-
blättern der am Staatsvertrag beteiligten Länder bekannt zu machen.

§ 5

Berichtspflicht und Informationsaustausch

(1) Die Ethikkommission berichtet jährlich gegenüber dem Sozialministerium Ba-
den-Württemberg über die Anzahl der mit Zustimmung versehenen und der abge-
lehnten Anträge in anonymisierter Form. Der Bericht soll auch Auskunft darüber
geben, welche erblichen Krankheiten Gegenstand der Prüfung durch die Ethik-
kommission waren. Die am Staatsvertrag beteiligten Länder erhalten vom Sozial-
ministerium Baden-Württemberg eine Ausfertigung des Berichts.
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(2) Die am Staatsvertrag beteiligten Länder tauschen sich regelmäßig über die
Entwicklung der Präimplantationsdiagnostik fachlich aus.

§ 6

Finanzierung der Ethikkommission

Die Finanzierung der Tätigkeit der Ethikkommission erfolgt ausschließlich über
Gebühren. Die Landesärztekammer Baden-Württemberg erlässt auf der Grund-
 lage von § 7 Absatz 1 Nummer 6 die notwendigen gebührenrechtlichen Bestim-
mungen für eine kostendeckende Finanzierung.

§ 7

Satzungen der Landesärztekammer Baden-Württemberg und Genehmigung

(1) Die Landesärztekammer Baden-Württemberg erlässt für die Tätigkeit der
Ethikkommission eine Satzung, in der insbesondere zu regeln ist

1. die Einrichtung einer Geschäftsstelle,

2. das Verfahren zur Bestimmung der oder des Vorsitzenden, 

3. die Aufgaben der oder des Vorsitzenden,

4. eine Verfahrensordnung,

5. die Entschädigung der Mitglieder,

6. die Kosten für die Antragsberechtigten einschließlich der im Rahmen der Prü-
fung anfallenden Auslagen.

(2) Die Satzung wird auf der Grundlage von § 9 Absatz 3 des Heilberufe-Kam-
mergesetzes Baden-Württemberg in der Fassung vom 16. März 1995 (Gesetzblatt
BW v. 17. Mai 1995 S. 314) durch die Aufsichtsbehörde genehmigt mit der Maß-
gabe, zuvor das Benehmen mit den anderen am Staatsvertrag beteiligten Ländern
herzustellen.

§ 8

Rechtsmittel gegen die Entscheidung der Ethikkommission

Gegen ablehnende Entscheidungen der Ethikkommission über Anträge auf Durch-
 führung einer Präimplantationsdiagnostik steht der Antragsberechtigten der Weg zu
den Verwaltungs¬gerichten offen. Ein Vorverfahren im Sinne von § 68 der Verwal-
tungsgerichtsordnung findet nicht statt.

§ 9

Haftung

(1) Die Landesärztekammer Baden-Württemberg schließt bei einem zum Ge-
schäftsbetrieb zugelassenen Versicherungsunternehmen eine Haftpflichtversiche-
rung zur Vorsorge für die Erfüllung von Schadensersatzverpflichtungen für Per-
sonen- und Vermögensschäden wegen Amtspflichtverletzung durch die Tätigkeit
der Ethikkommission mit einer Versicherungssumme von mindestens 3 Millionen
Euro pro Jahr ab. 

(2) Für die die Versicherungssumme übersteigenden Schadenersatzforderungen
haften die am Staatsvertrag beteiligten Länder gesamtschuldnerisch; im Verhält-
nis zueinander haftet jedes Land entsprechend seinem Länderanteil des auf die be-
teiligten Länder umgerechneten Königsteiner Schlüssels in seiner jeweils gelten-
den Fassung. 
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§ 10

Beitritt weiterer Länder

(1) Weitere Länder können diesem Staatsvertrag im Einvernehmen mit den be-
reits am Staatsvertrag beteiligten Ländern beitreten. Der Beitritt erfolgt durch
schriftliche Erklärung des Beitritts gegenüber dem Land Baden-Württemberg und
– soweit erforderlich – mit Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaft des
beitretenden Landes. Über den Eingang der Beitrittserklärung unterrichtet das
Land Baden-Württemberg die übrigen am Staatsvertrag beteiligten Länder.

(2) Für das beitretende Land treten die Regelungen dieses Staatsvertrags am Tag
nach dem Eingang der Beitrittserklärung und – soweit erforderlich – der Anzeige
der Zustimmung seiner gesetzgebenden Körperschaft in Kraft.

§ 11

Geltungsdauer und Kündigung

(1) Der Staatsvertrag wird für unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Der Staatsvertrag ist unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr zum Ende ei-
nes Kalenderjahres durch schriftliche Erklärung unter Angabe der maßgeblichen
Gründe gegenüber allen am Staatsvertrag beteiligten Ländern kündbar. Die Kün-
digung eines am Staatsvertrag beteiligten Landes berührt den Fortbestand des
Staatsvertrags nicht. Dies gilt nicht im Falle einer Kündigung durch das Land Ba-
den-Württemberg.

§ 12

Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag tritt in Kraft, sobald die Vertragsurkunden der am Staatsver-
trag beteiligten Länder beim Sozialministerium Baden-Württemberg hinterlegt
sind.
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Für das Land Baden-Württemberg

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren

Stuttgart, den ...................................... Katrin Altpeter

Für das Land Hessen

Der Minister für Soziales und Integration 

Wiesbaden, den ...................................... Stefan Grüttner

Für das Land Rheinland-Pfalz

Der Minister für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Demografie

Mainz, den ...................................... Alexander Schweitzer

Für das Saarland

Der Minister für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie

Saarbrücken, den ...................................... Andreas Storm

Für den Freistaat Sachsen

Die Staatsministerin für Soziales 
und Verbraucherschutz

Dresden, den ...................................... Christine Clauß

Für den Freistaat Thüringen

Die Ministerin für Soziales, Familie 
und Gesundheit

Erfurt, den ...................................... Heike Taubert
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Begründung zum Staatsvertrag über die gemeinsame Errichtung einer 
Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik bei der 

Landesärztekammer Baden-Württemberg

Allgemeines:

Maßgebliche Grundlagen des Staatsvertrags sind das Embryonenschutzgesetz
(ESchG) vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2746), zuletzt geändert durch Ar ti-
kel 1 des Gesetzes vom 21. November 2011 (BGBl. I S. 2228) sowie die hierauf
gestützte Präimplantationsdiagnostikverordnung (PIDV) vom 21. Februar 2013
(BGBl. I S. 323). 

Nach § 3 a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ESchG muss vor Durchführung einer
Maß nahme der Präimplantationsdiagnostik (PID) eine zustimmende Bewertung
einer interdisziplinär zusammengesetzten Ethikkommission vorliegen. Nach § 4
PIDV haben die Länder die Aufgabe, entsprechende Ethikkommissionen einzu-
richten und das Nähere, insbesondere zur Zusammensetzung, zur Berufung der
Mitglieder und zur Finanzierung der Ethikkommission zu regeln. Die Präimplan-
tationsdiagnostikverordnung räumt den Ländern die Möglichkeit ein, eine ge-
meinsame Ethikkommission zu errichten. Von dieser Möglichkeit wird gemein-
sam mit den beteiligten Ländern Gebrauch gemacht. Ziel ist es insbesondere,
überschaubare Angebotsstrukturen zu schaffen, dadurch die Verwaltungspraxis
zu vereinheit lichen und die Kosten für die Antragsberechtigten zu reduzieren. 

Die Umsetzung der gemeinsamen Errichtung der Ethikkommission erfolgt im
Rahmen eines Staatsvertrags, der Gesetzeskraft erhält. Die staatliche Aufgabe der
gemeinsamen Ethikkommission, die durch ihre Entscheidungsbefugnis Behörden-
charakter hat, kann nur auf der Ebene eines Gesetzes auf die Landesärztekammer
Baden-Württemberg übertragen werden. Ergänzend sollen weitere Regelungen
wie die Einrichtung einer Geschäftsstelle und interne Verfahrensregelungen durch
Satzung der Landesärztekammer Baden-Württemberg erfolgen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu § 1:

§ 1 nennt die maßgeblichen Rechtsgrundlagen des Embryonenschutzgesetzes und
der Präimplantationsdiagnostikverordnung und regelt die gemeinsame Errichtung
einer Ethikkommission für PID als unselbständige Einrichtung bei der Landesärz-
tekammer Baden-Württemberg. 

Nach dem Embryonenschutzgesetz und der Präimplantationsdiagnostikverordnung
hat die Ethikkommission auf Antrag der betroffenen Frau, von der die Eizelle
stammt, zu prüfen, ob eine PID nach § 3 a Absatz 2 ESchG durchgeführt werden darf.

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg hat sich zur Übernahme dieser Auf-
gabe bereit erklärt. Die Kammer verfügt über langjährige Erfahrungen in der
Führung einer Ethikkommission für Anträge, die Forschungsvorhaben nach dem
Arzneimittel-, dem Medizinprodukte- und dem Transfusionsgesetz betreffen. Die
Ärztekammern der übrigen beteiligten Länder befürworten die Übertragung der
Aufgabe auf die Landesärztekammer Baden-Württemberg.

Zu § 2:

Diese Regelung legt die Zuständigkeit der Ethikkommission fest. Voraussetzung
für das Tätigwerden der Ethikkommission ist, dass die antragsberechtigte Frau die
PID in einem Zentrum durchführen lassen möchte, das von einem der am Staats-
vertrag beteiligten Länder zugelassen wurde. 

Weitere Einzelheiten zur Arbeitsweise, zu den Antragsunterlagen sowie der Prü-
fung und Bewertung des Antrags sind in § 4 Absatz 2, § 5 Absatz 2 und den §§ 6
und 7 PIDV geregelt, so dass im Staatsvertrag hierzu keine näheren Bestimmun-
gen zu treffen sind.
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Zu § 3:

Die Präimplantationsdiagnostikverordnung enthält die wesentlichen Vorgaben für
die Zusammensetzung der Ethikkommission. § 4 Absatz 4 PIDV ermöglicht den
Ländern, nähere Bestimmungen zur Zusammensetzung zu treffen. Bezüglich der
ärztlichen Mitglieder wird hiervon Gebrauch gemacht. Die vier Sachverständigen
der Fachrichtung Medizin sollen den durch die PID berührten Fachrichtungen an-
gehören, nämlich der Humangenetik, der Frauenheilkunde und Geburtshilfe, der
Pädiatrie und der ärztlichen Psychotherapie. Bei der Auswahl der übrigen Mitglie-
der ist darauf zu achten, dass die Personen über umfassende berufliche Erfahrun-
gen verfügen. Für eine wirkungsvolle Wahrnehmung der Interessen der Pa tientin-
nen und Patienten und der Menschen mit Behinderungen ist es geboten, dass sich
diese Personen aktiv in einer Organisation engagieren, die sich die Interessenver-
tretung der vorgenannten Gruppen zur Aufgabe gemacht hat. Nach § 4 Absatz 1
Satz 4 PIDV ist auf eine paritätische Besetzung von Frauen und Männern hinzu-
wirken.

Zu § 4:

Absatz 1 bestimmt, dass die Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen und Stellver-
treter im Einvernehmen mit allen am Staatsvertrag beteiligten Ländern benannt
werden. Die Länder holen im Vorfeld Vorschläge für die Besetzung von ihren
Landesärztekammern ein. Unter Federführung des Landes Baden-Württemberg
hat unter den am Staatsvertrag beteiligten Ländern sodann ein Abstimmungspro-
zess stattzufinden, der in die Benennung von acht Mitgliedern und sechzehn Stell-
vertreterinnen und Stellvertretern mündet. Durch das Erfordernis des Einverneh-
mens wird zum Ausdruck gebracht, dass über die gemeinsame Errichtung hinaus
auch die fortlaufende Tätigkeit der Ethikkommission eine länderübergreifende
Angelegenheit bleibt. Des Weiteren wird durch diese Regelung sichergestellt,
dass fachlich qualifizierte Personen aus allen am Staatsvertrag beteiligten Län-
dern die Möglichkeit erhalten, in der Kommission mitzuwirken. Nach Benennung
der Mitglieder durch die Länder erfolgt deren Berufung durch die Landesärzte-
kammer Baden-Württemberg. Ziel ist es, ein möglichst breites Einvernehmen
auch mit den Landesärztekammern herzustellen. Die Letztverantwortung für die
Benennung der Mitglieder der Ethikkommission bleibt im Hinblick auf den nach
der Präimplantationsdiagnostikverordnung vorgesehenen staatlichen Charakter
der Ethikkommission bei den Ländern.

Nach Absatz 2 werden zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Ethikkom-
mission jeweils zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter berufen. Da über die
Anträge innerhalb von einer Frist von drei Monaten entschieden werden muss,
soll auf diese Weise sichergestellt werden, dass stets eine ausreichende Anzahl
von Mitgliedern für die Prüfung des Antrags und die abschließende Entschei-
dungsfindung zur Verfügung stehen.

In Übereinstimmung mit der Regelung zur Befristung der Zulassung der Zentren
für die Durchführung der PID wird in Absatz 3 eine Berufungsdauer der Mitglie-
der der Kommission für den Zeitraum von fünf Jahren festgelegt. Eine einmalige
Wiederberufung ist möglich, um einerseits eine Kontinuität in der Besetzung zu
gewährleisten, aber andererseits spätestens nach Ablauf von zehn Jahren einen
Wechsel der Mitglieder zu vollziehen. 

Im Interesse der Transparenz der personellen Besetzung der Ethikkommission ist
in Absatz 4 die Verpflichtung enthalten, alle Mitglieder und ihre Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter in den jeweiligen amtlichen Verkündungsblättern der am
Staatsvertrag beteiligten Länder bekannt zu machen.

Zu § 5:

In Absatz 1 ist geregelt, dass die Ethikkommission zum Umfang ihrer Tätigkeit
dem Sozialministerium Baden-Württemberg zu berichten hat. Die Daten werden
in anonymisierter Form übermittelt. Der Bericht soll auch Auskunft darüber ge-
ben, welche erblichen Krankheiten Gegenstand der Prüfung durch die Ethikkom-
mission waren. Der Bericht ist allen am Staatsvertrag beteiligten Ländern zur
Verfügung zu stellen. 
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Die Vorgabe in Absatz 2 verpflichtet die am Staatsvertrag beteiligten Länder zu
einem regelmäßigen Informationsaustausch über die Entwicklung der PID auf der
Grundlage des von der Ethikkommission jährlich zu verfassenden Berichts und
des nach § 9 Absatz 3 PIDV von der Bundesregierung alle vier Jahre zu erstellen-
den Erfahrungsberichts. 

Zu § 6:

Die Vorschrift konkretisiert die gesetzliche Vorgabe aus § 4 Absatz 3 PIDV, dass
die Ethikkommission für ihre Tätigkeit Gebühren und Auslagen erhebt. Sie ver-
pflichtet die Landesärztekammer Baden-Württemberg, bei der Festlegung der Ge-
bühren nach § 7 Absatz 1 Nummer 6 sicher zu stellen, dass für die Tätigkeit der
Ethikkommission eine Vollfinanzierung der Gesamtkosten, einschließlich der
Versicherungsbeiträge nach § 9, gewährleistet ist. Für die Deckung der Kosten der
Ethikkommission dürfen weder Beiträge der Mitglieder der Landesärztekammer
Baden-Württemberg noch Haushaltsmittel aus den am Staatsvertrag beteiligten
Ländern herangezogen werden. 

Gegebenenfalls ist in der Gebührensatzung, die nach § 7 Absatz 1 Nummer 6 zu
erlassen ist, vorzusehen, dass die Antragsberechtigte die voraussichtlichen Kosten
der Prüfung durch die Ethikkommission im Voraus zu entrichten hat.

Zu § 7:

Die näheren Einzelheiten zur Tätigkeit der Ethikkommission hat die Landesärzte-
kammer Baden-Württemberg im Rahmen des ihr übertragenen Satzungsrechts zu
regeln. Absatz 1 benennt die Sachverhalte, zu denen nähere Bestimmungen durch
Satzung zu treffen sind. Die Aufzählung ist nicht abschließend. Bei Bedarf kön-
nen weitere Sachverhalte – unter der Voraussetzung, dass dies für die Tätigkeit
der Ethikkommission erforderlich ist – durch Satzung bestimmt werden.

Nach Absatz 2 unterliegt die Satzung dem Vorbehalt der Genehmigung durch die
Aufsichtsbehörde. Sie ist verpflichtet, vor Genehmigung das Benehmen mit den
am Staatsvertrag beteiligten Ländern herzustellen. Im Übrigen bleiben die Rechte
der Aufsichtsbehörde nach den §§ 8 und 9 des Heilberufe-Kammergesetzes Ba-
den-Württemberg unberührt.

Zu § 8:

Die Bestimmung regelt die Befreiung von dem Erfordernis eines Vorverfahrens
(§ 68 Absatz 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO). Die Ethikkom-
mission prüft die Anträge auf Durchführung der PID im Rahmen eines Verwal-
tungsverfahrens (§ 6 PIDV). Vor Erhebung der Klage gegen ablehnende Entschei-
dungen auf Durchführung einer PID wäre nach § 68 VwGO ein Widerspruchsver-
fahren durchzuführen. In der Regel wäre für die Überprüfung der Entscheidung
der Ethikkommission im Vorverfahren ein Gutachten erforderlich, das von der
Qualität her dem der Entscheidung der Ethikkommission vergleichbar sein müsste
und die Antragsberechtigte unnötig mit zusätzlichen Kosten und Zeitverzögerun-
gen belasten würde. Ihr soll stattdessen die Möglichkeit eingeräumt werden, ge-
gen die Entscheidung der Ethikkommission direkt Klage vor dem Verwaltungsge-
richt zu erheben.

Eine Regelung des Gerichtstandes ist nicht erforderlich. Nach § 52 Nummer 5
VwGO ist das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Beklagte (Lan-
desärztekammer Baden-Württemberg) seinen Sitz hat, hier also das Verwaltungs-
gericht Stuttgart.

Zu § 9:

Diese Vorschrift regelt die Haftung für eventuelle Schadensersatzansprüche aus
der pflichtwidrigen Amtsausübung von Mitgliedern bzw. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Ethikkommission (§ 839 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Ver-
bindung mit Artikel 34 des Grundgesetzes).
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Die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts durch die Tätigkeit der Ethikkom-
mission wird als sehr gering eingeschätzt, da zumindest die zurechenbare Kausa-
lität zwischen (fehlerhafter) Entscheidung der Ethikkommission und eventuell
denkbarem Schaden (z. B. Geburt eines behinderten Kindes, kein Kind) im weite-
ren Handlungsverlauf durch die nachfolgende Durchführung der PID im PID-
Zentrum oder den Eintritt einer Schwangerschaft auf natürlichem Wege in aller
Regel durchbrochen wird.

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg, bei der die Ethikkommission als
unselbständige Einrichtung eingerichtet wird, ist im Ergebnis von etwaigen Haf-
tungsansprüchen durch die Länder freizustellen, da es sich um eine übertragene
staatliche Aufgabe handelt und Mitgliederbeiträge der Kammer für die Deckung
derartiger Ansprüche nicht verwendet werden dürfen. 

Um das Haftungsrisiko weiter zu minimieren, ist in Absatz 1 vorgesehen, dass
die Landesärztekammer Baden-Württemberg mögliche Schadensersatzforderun-
gen durch eine Versicherung abdeckt. Für die die Versicherungssumme ggf.
überschreitenden Schadensersatzforderungen haften die Länder nach Absatz 2
gesamt schuldnerisch. 

Dies entspricht der vergleichbaren Regelung für die Ethikkommission nach dem
Arzneimittel- und dem Medizinproduktegesetz im Heilberufe-Kammergesetz Ba-
den-Württemberg, die ebenfalls bei der Landesärztekammer angesiedelt ist.

Angesichts des relativ geringen Risikos eines der Ethikkommission zurechen baren
Schadensfalles, der Verteilung der Lasten auf alle beteiligten Länder und um die
Gebührenschuldnerinnen nicht übermäßig zu belasten, ist auf eine angemes sene
Versicherungssumme und damit tragbare Jahresprämie zu achten. Dabei wird eine
Versicherung in Höhe von maximal 3 Millionen Euro pro Schadensfall und maxi-
mal 6 Millionen Euro pro Jahr als ausreichende Grundabsicherung erachtet.

Auf Grund der unterschiedlichen Bevölkerungszahlen in den Ländern und der
hiermit verbundenen unterschiedlichen Inanspruchnahme der Ethikkommission
soll sich der Haftungsanteil der Länder am jeweils aktuellen Königsteiner Schlüs-
sel orientieren. Unter Zugrundlegung des Königsteiner Schlüssels für das Jahr
2014 und unter Umrechnung auf die am Staatsvertrag beteiligten sechs Länder
entfallen auf die einzelnen am Staatsvertrag beteiligten Länder folgende Haf-
tungsanteile:

• Baden-Württemberg 37,950 %
• Hessen 21,397 %
• Rheinland-Pfalz 14,141 %
• Saarland 3,556 %
• Sachsen 14,919 %
• Thüringen 8,038 %

Im Fall eines Schadensereignisses setzt sich die Kammer unverzüglich mit der
Aufsichtsbehörde in Verbindung, die im Benehmen mit den anderen beteiligten
Ländern das weitere Verfahren abstimmt.

Zu § 10:

Absatz 1 schafft die Möglichkeit, dass weitere Länder zu einem späteren Zeit-
punkt dem Staatsvertrag beitreten können und regelt das Verfahren eines solchen
Beitritts.

Absatz 2 enthält die Bestimmungen über den Zeitpunkt des Wirksamwerdens ei-
nes möglichen Beitritts.

Zu § 11:

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift hat der Staatsvertrag eine zeitlich unbefristete
Geltungsdauer.

Absatz 2 beinhaltet die notwendigen Bestimmungen für eine Kündigung des
Staatsvertrags durch die beteiligten Länder. Grundsätzlich wird der Fortbestand
des Staatsvertrags durch die Kündigung eines Landes oder mehrerer Länder nicht
in Frage gestellt, es sei denn, die Kündigung erfolgt durch das Land Baden-Würt-
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temberg. In diesem Fall kann davon ausgegangen werden, dass die Kündigung im
direkten Zusammenhang mit der Tätigkeit der Ethikkommission bei der Landes -
ärztekammer Baden-Württemberg steht.

Zu § 12:

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Staatsvertrags mit Hinterlegung der
Vertragsurkunden der beteiligten Länder beim Sozialministerium Baden-Würt-
temberg.
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